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Für eine neue soziale und ökologische grüne Politik

Wir unterstützen die Initiative „Münsteraner Appell“ für eine deutliche Neuaufstellung von
Bündnis90/Die Grünen als moderner linker Partei.

1.  Nach der verlorenen Landtagswahl
von Nordrhein-Westfalen und der
Ankündigung von Neuwahlen durch
Bundeskanzler Schröder stehen
Bündnis 90/Die Grünen vor der Auf-
gabe, eine kritische Bilanz der rot-
grünen Regierungsarbeit zu ziehen
und ihren Weg in die Zukunft festzu-
legen.

In den letzten sieben Jahren haben
wir Grüne das Land gesellschaftspoli-
tisch und ökologisch erneuert. Mit ei-
nem modernen Staatsbürgerschafts-
recht, der gleichgeschlechtl ichen
Lebenspartnerschaft und verbesserten
Kinderbetreuungsangeboten, die El-
tern die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf erleichtern, haben wir
Deutschland gesellschaftspolitisch ins
21. Jahrhundert geführt. Und mit
dem Einstieg in den Atomausstieg,
mit Energiewende und Klimaschutz
haben wir die Weichen für eine öko-
logisch nachhaltige Politik gestellt.
VerbraucherInnenschutz und neue
Landwirtschaft sind Themen, die nur
dank uns Grünen oben auf der politi-
schen Tagesordnung stehen.

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze
durch ökologische Steuer- und Fi-
nanzreformen und durch den ökolo-
gischen Umbau vor allem in den Be-
reichen Energie, Verkehr und Land-
wirtschaft wollen wir beschleunigt
fortsetzen.

2.  Zu einer ehrlichen Analyse gehört
aber auch, wahrzunehmen, dass in
den letzten Jahren Fehler gemacht
wurden. Das gilt insbesondere für die
Wirtschafts-, Haushalts-, Beschäfti-
gungs- und Sozialpolitik. Die Krisen
und Probleme des ökonomischen

Überganges in eine Wissens- und
Dienstleistungsgesellschaft, die sich
vor allem in  Massenarbeitslosigkeit
und Haushaltsdefiziten zeigen, hat
Rot-Grün nicht gemeistert. Die zen-
trale Ausrichtung auf Entlastung der
Unternehmen und Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit verhinderte,
ausreichende Ressourcen für
Zukunftsaufgaben bereitzustellen.
Statt sich der Aufgabe zu stellen, ein
globalisierungsfestes Steuersystem zu
schaffen, wurde versucht, im Steuer-
senkungswettlauf ganz vorne zu lie-
gen. Die Versprechungen, mit der
Unternehmensteuerreform 2001 und
der Agenda 2010 die wirtschaftliche
Aktivität zu erhöhen und damit Ar-
beitsplätze zu schaffen, konnten
sich nicht erfüllen. Die unzureichen-
de Belastung der hohen Einkommen
und Vermögen hat die Schere zwi-
schen Arm und Reich weiter aufgehen
lassen und die staatlichen Mittel aus-
gedünnt. Der notwendige Umbau der
sozialen Sicherungssysteme wurde so
unter Sparvorgaben vorgenommen
und zu Ausgabensenkungen benutzt.
Darum standen bei den Reformen ne-
ben den erwünschten vor allem die
unerwünschten Wirkungen im Vor-
dergrund. Tatsächlich haben Maß-
nahmen gegen die Armutsrisiken von
speziell betroffenen Gruppen, z.B. al-
leinstehende Frauen mit Kindern,
messbar gegriffen und zu Minderun-
gen geführt. Dies führte dazu, dass
Deutschland heute, nach sieben Jah-
ren Rot-Grün, nach OECD-Studien
und dem Armutsbericht 2005 nach
Schweden und Dänemark das nied-
rigste Armutsrisiko aufweist. Den-
noch ist aufgrund der wirtschaftli-
chen Entwicklung die absolute Zahl
der Armen gestiegen. Zugleich wurde

die Unsicherheit der Mittelschichten
insbesondere durch die Ausgestaltung
von Hartz IV verschärft. Gerade an-
gesichts der hohen Arbeitslosigkeit
löst dies bei vielen Menschen berech-
tigte Existenzängste aus. Diese soziale
Verunsicherung untergräbt nicht nur
die Zustimmung für Rot-Grün, son-
dern auch die Bereitschaft der Men-
schen für soziale und ökologische Re-
formen insgesamt und leistet zuneh-
mendem Populismus Vorschub.

3.  Eine kritische Betrachtung kann
auch nicht umhin, über den Zusam-
menbruch des rot-grünen Projektes
hinauszublicken. Wir stellen fest, dass
auch andere europäische Regierun-
gen, die einen New-Labour-Kurs ge-
fahren haben, keine ausreichende Zu-
stimmung der Wähler erreichen
konnten. Vranitzky in Öster-
reich, Prodi in Italien, Jospin
in Frankreich wurden, teilweise
überraschend, abgewählt. Auch
die Ablehnung des Europäi-
schen Verfassungsvertrages in
den Referenden in Frankreich
und den Niederlanden zeigt,
dass diese Politiklinie nicht
fortsetzungsfähig ist, sondern
für eine weitere europäische In-
tegration sogar ein Hindernis
bildet. Ein Ausgleich zwischen
den beteiligten Staaten reicht
nicht aus, wenn  der Ausgleich
zwischen den Gewinnern und
Verlierern der europäischen In-
tegration innerhalb der jeweili-
gen Staaten vollkommen unzu-
reichend ist. Was die Unter-
nehmen an Märkten gewinnen,
verlieren die Arbeitnehmer an
Stellen. Hinzu kommt, dass die
Aussicht auf Zugehörigkeit zur

-> Fortsetzung auf der letzten Seite

EU als politischer Gestaltungs- und
Stabilisierungsfaktor eingesetzt wird.
Dies ist politisch keineswegs falsch,
die dadurch entstehenden Belastun-
gen dürfen aber nicht einfach auf die
materiell Schwachen abgewälzt wer-
den, sondern verlangen eine neue
Verteilungspolitik.

4.  Vor diesem Hintergrund kann das
„Kurshalten!“ der Kanzler-SPD keine
Antwort sein.

Auch die neoliberalen Rezepte von
CDU und FDP - mehr Sozial-
kürzungen und niedrigere Löhne und
Einkommen – würden die genannten
Probleme allesamt nur verschärfen.

Deshalb kann es für uns Grüne keine
Politik des „Weiter so!“ geben. Statt
dessen fordern wir einen klaren Kurs-
wechsel, der Fehler korrigiert und
wieder verstärkt auf zukunftsfähige
grüne Reformkonzepte setzt.

Berliner Grüne Linke

Christian Ströbele ist Direktkandidat im Wahlkreis 84
(Friedrichshain-Kreuzberg-Prenzlauer Berg Ost)

Am 21. Juni wurde Christian Ströbele von der Mitgliedervollversammlung von Bündnis 90/
Die Grünen im Wahlkreis 84 mit 45 Ja-Stimmen, ohne Gegenstimmen und Enthaltungen als
Direktkandidat für den Berliner Wahlkreis 84 nominiert. Im Falle einer vorgezogenen Bundes-
tagswahl will er das Kunststück vollbringen, das bislang erste und einzige grüne Bundestags-
Direktmandat zu verteidigen.
Christian Ströbele sagte in seiner
Bewerbungsrede, die Diskussionen
der letzten Wochen hätten ihn in sei-
ner Auffassung bestärkt, dass ihm er-
teilte Direktmandat nicht vorzeitig
aufzugeben: „Es gibt noch viel zu
tun!“  Er verzichtet bewusst auf einen
vorderen Listenplatz und strebt wie-
der das unverfälschte Votum der
WählerInnen und Wähler im Wahl-
kreis 84 an. Die Bürgerinnen und
Bürger sollen – wie schon 2002 – dar-
über entscheiden, ob er sie und ihre
Interessen weiter im Bundestag ver-
treten kann.

Mit seiner erneuten Kandidatur will
Christian Ströbele aber noch mehr er-
reichen. Er möchte mit einem Wahl-
erfolg unter Beweis stellen, dass ehrli-
che, gradlinige, konsequente linke
grüne Politik nicht nur fünf oder acht
Prozent der Stimmen erreichen kann,
sondern die Mehrheit der Wählen-
den. Und das nicht nur im Westen,
sondern auch im Osten.

Christ ian Ströbele
forderte, die Grünen
müssten im Wettstreit
um die Unterstützung
und die Stimmen des
linken Teiles der Be-
völkerung eine zentra-
le Rolle spielen. Mit
sozialen Utopien, aber
auch konkreten, reali-
sierbaren Konzepten
zur Schaffung von
mehr sozialer Gerech-
tigkeit heute und
morgen sollen sie sich
einmischen und um
Mehrheiten kämpfen.

Rückblickend auf sie-
ben Jahre Bundesre-
gierung zog Christian
Ströbele eine kritische Bilanz. Als
größte historische Leistung von Rot-
Grün wertete er die Anti-Irak-Kriegs-
Politik der Bundesregierung; insbe-
sondere die Tatsache, dass es

Deutschland mit einem grünen Aus-
senminister gelungen sei, trotz star-
ken Druckes der USA auf viele Staa-
ten eine breite Anti-Kriegs-Koalition
in den Vereinten Nationen gegen die

„Koalition der Willigen“ zu organisie-
ren, sei eine herausragende Leistung
gewesen. Jetzt drohe allerdings die
Gefahr, dass unter Merkel diese er-
folgreiche Politiklinie umgedreht
werde.

In der Wirtschafts-, Sozial- und Be-
schäftigungspolitik attestierte Chri-
stian Ströbele rot-grün Fehler und
forderte Korrekturen ein. So hält er es
für notwendig, dass die Reformen der
sozialen Sicherungssysteme sozial ge-
rechter und sozialverträglicher durch-
geführt werden. Er kritisierte die er-
folglose Niedrigsteuerpolitik und plä-
dierte für eine andere Wirtschaftspo-
litik, die – etwa durch Investitions-
programme – tatsächlich Arbeitsplät-
ze schafft. Zur Finanzierung staatli-
cher Aufgaben sollen große Millio-
nenvermögen und höchste Einkom-
men stärker herangezogen werden.

Bereits auf dem Juli-Parteitag von
Bündnis 90/Die Grünen will sich
Christian Ströbele dafür einsetzen,
dass sich entsprechende Forderungen
im Wahlprogramm wieder finden.
Der Kreisverband Friedrichshain-
Kreuzberg will ihn dabei unterstüt-
zen. Zugleich kündigten die Mitglie-
der einen couragierten Wahlkampf
an, bei dem man für manche Überra-
schungen gut sein und um jede Erst-
stimme kämpfen werde.       DW
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Wir brauchen neue Arbeitsplätze. Wie können sie entstehen?

Zukunftsoffensive

Wir wissen jetzt jedenfalls, wie sie
nicht entstehen. Durch eine Politik
nach der Gleichung „Die Gewinne
von heute sind die Arbeitsplätze von
morgen“. Die Politik niedriger Steu-
ern setzte darauf, Wachstum anzu-
schieben. Aber: Seit 1991 gibt es kei-
nerlei Arbeitsplatzzuwächse mehr in
den alten Industriegütersektoren.
Grüne überrascht dies nicht, es ge-
hört zum Gründungswissen der Grü-
nen, dass eine Ökonomie, die ganz
auf Steigerung bestimmter Konsum-
güter setzt, an ihre Grenzen kommen
muss. Und damit in eine tiefe Krise,
in der wir jetzt stecken. Eine Politik,
die darauf setzt, gerade diese Sektoren
wieder in Wachstum zu bringen,
musste scheitern und ist gescheitert.
Zu stark steckt Deutschland noch in
alter Tonnenideologie.

Nähern wir uns dem
Problem einmal an:

Deutschland ist
nach wie vor

Exportweltmeister.

Um die guten Weltmarktpositionen
behaupten zu können in den klassi-
schen Branchen Automobilbau, Ma-
schinenbau, Chemie, Elektrotechnik
muss aber laufend scharf rationalisiert
werden. Wenn nun unsere Binnen-
sektoren davon abhängen, wie gut der

Laden in den Altindustrien läuft,
wenn unsere Investitionen in Bil-
dung, Kultur, Gesundheit, Wissen-
schaft davon abhängen, wie groß das
Wachstum in den Tradit ions-
branchen ist, dann kommen wir
zwangsläufig in eine Abwärtsspirale.
Die sinkenden Einkommen und Steu-
eraufkommen in den tendenziel l
schrumpfenden Industriegüter-
sektoren führen dann in Unter-
investitionen bei Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Gesundheit, Kul-
tur, Umweltschutz. Was in der Nach-
kriegsindustriegesellschaft in eine
Aufwärtsspirale führte, wirkt nun-
mehr umgekehrt. Entscheidend ist
daher, die Dynamik der Binnen-
wirtschaft von der Entwicklung in
den klassischen Industriegüter-
sektoren zu entkoppeln.

Die bisherige Steuersenkungspolitik
aber setzt unspezifisch auf generelles
„Wachstum“. Real werden damit aber
genau die vorhandenen Branchen
gesponsort, die durchaus wettbe-
werbsfähig sind - sonst wären wir ja
nicht Exportweltmeister -, in denen
aber perspektivisch Schrumpfung an-
gesagt ist. Notwendig ist das genaue
Gegenteil, Anschub dort, wo perspek-
tivisch eine Ausdehnung der Ökono-
mie stattfinden wird und wo daher
Anschub auch Sinn macht. Man stelle

sich einmal im historischen Vergleich
vor: Die Automobilisierung hätte
man derart ankurbeln wollen, bis z.B.
die Landwirtschaft so geboomt hätte,
bis die Bauernschaft ausreichende
Nachfrage nach Autos entwickelt hät-
te. Dass dies absurd ist, hat seinerzeit
auch Henry Ford gesehen. Seine be-
rühmte Antwort auf die Kritik, er
zahle freiwillig zu hohe Löhne, war:
„Autos kaufen keine Autos“. Er
wusste, Angebot (Autos) und Nach-
frage (Löhne) müssen zugleich wach-
sen. Deshalb hilft es wenig, wenn
man z. B. den Gesundheitssektor stär-
ken will, die Industriegütersektoren
etwa durch Körperschaftssteuer-
senkungen zu entlasten.

Wir brauchen neue
Arbeitsplätze. Wie

können sie entstehen?

Tatsächlich können umfangreiche
neue Arbeitsplätze nur in den neuen
Wissens- und Dienstleistungs-
sektoren entstehen. Darum brauchen
wir eine systematische Politik zur
Entfaltung der zukunftsfähigen Be-
reiche Gesundheit, Kultur, Bildung,
Wissenschaft, Forschung und der
ganzen Palette ökologischer Dienst-
leistungen.

Dabei heisst „neue Dienstleistungen“
keineswegs Niedriglohnsektor, wie
von rechts oft gefordert. Bereits heute
ist die Produktivität und Wertschöp-
fung in diesen Sektoren höher als in
den traditionellen Industriebereichen
und zwar in Ost- wie in Westdeutsch-
land.

Berlin hat in der Enquetekommission
„Eine Zukunft für Berlin“ unter Vor-
sitz von Sibyll Klotz erstmals zwei
Sektoren als zukunftsfähige Cluster
identifiziert, die früher als Soft-Fak-
toren galten, nämlich Gesundheit
und Kultur. Dies ist ein Quanten-
sprung im ökonomischen Umdenken.

Eine kohärente Offensive für Arbeits-
plätze in den neuen Dienstleistungs-
bereichen braucht vier Initiativen:

Erstens einen ausreichend großen An-
schubimpuls, ein Investitionspro-
gramm in Bildung, Gesundheit etc. in
zweistelliger Milliardenhöhe. Dies
bedeutet nicht nur sofortige Schaf-
fung von Arbeitsplätzen für
LehrerInnen, ErzieherInnen, in der
Pflege etc., sondern stärkt auch un-
mittelbar die Binnennachfrage.

Zweitens braucht es neue Finanzie-
rungsinstrumente für kleine Unter-
nehmen. Kredite von Banken sind
traditionell an die Stellung umfang-
reicher dinglicher Sicherheiten ge-
bunden. Sogar staatliche Förderpro-
gramme werden wegen des sog.
Hausbankenprinzipes an die Kondi-
tionen der Hausbanken angebunden.
Unternehmensgründungen in den
neuen Dienstleistungsbereichen ver-
fügen aber in der Regel nicht über
große Produktionsanlangen oder um-
fangreiche Grundstücke, die für
eine Absicherung zur Verfügung ste-
hen. Deshalb brauchen wir hier neue
Finanzinstrumente, wie sie derzeit
unter dem Begriff „microlending“ ei-
nen weltweiten Siegeszug angetreten
haben.

Drittens brauchen wir eine Ausrich-
tung der Beschäftigungspolitik auf
die neuen Sektoren. Während die
Maßnahmen im Rahmen der Hartz-
Gesetze formal auf den Arbeitsmarkt
gerichtet sind, entwickelt sich u.a.
mit den 1-Euro-Jobs ein Niedrigein-
kommen-Beschäftigungssektor. Hier
braucht es eine strategische Neuaus-
richtung und die Anwendung von
Mindestlöhnen.

Viertens muss der Investitionsbegriff
neu gefasst werden. Rückflüsse erwar-
ten wir heute aus Investitionen in
Menschen, nicht in Beton. Dies er-
schwert aber ein veralteter rechtlicher
Investitionsbegriff, der die wichtig-
sten Zukunftsinvestitionen als „kon-
sumtive Ausgaben“ bilanziert. Dies
muss schnellstens geändert werden.

Während in den skandinavischen
Ländern der Anteil der staatlichen
Beschäft igten bei 22% liegt, hat
Deutschland hier 8,1%, weniger noch
als die USA. Selbstverständlich brau-
chen wir keine ausufernde Bürokratie
im staatlichen Sektor, aber wir brau-
chen schnellstens Investitionen in
den Zukunftsbereichen. Und wir
brauchen eine neue Fiskalpolitik, um
diese Aufgaben anpacken zu können.
Neben Instrumenten wie Vermögen-
steuer, Erbschaftsteuer, neuer
Spitzensteuersatz für sehr hohe Ein-
kommen, Subventionsabbau auch ein
Ende der Niedrigsteuerpolitik und
weitere Mindeststeuern.

Dietmar Lingemann, Sprecher der
Landesarbeitsgemeinschaft Wirtschaft

von Bündnis90/Die Grünen Berlin

www. gruene-berlin.de/wirtschaft

Im Jobcenter sind noch Stellen frei!

Hartz IV
im Tal der Qual

Im Jobcenter unseres Bezirks kommt die Vermittlung in Jobs
nur langsam voran. Das liegt nicht nur an fehlendem Personal,
aber auch.

Nach einem halben Jahr Hartz IV hat
das Jobcenter in Friedrichshain-Kreuz-
berg nach wie
vor enorme Um-
s e t z u n g s -
probleme. Die
Geschäftsfüh-
rung des
Jobcenters wird
nicht müde, dies
mit der angeb-
lich überra-
schend hohen
Zahl von ALG
II-Berechtigten
zu erklären. Die Überraschung basiert
auf dem falschen Optimismus des
Wirtschaftsministers, der nicht nur von
geringeren Erwerbslosenzahlen ausge-
gangen war, sondern auch glaubte, dass
die Betreuung und Vermittlung schon
nach wenigen Wochen Erfolge zeigen
würde. Dabei waren die Umstellungs-

probleme auf das neue Gesetz und der
tagtägliche Arbeitsanfall im Jobcenter
unterschätzt worden.

Bedarf ist höher
als erwartet

Für Friedrichshain-Kreuzberg war da-
bei von 29.000 Bedarfsgemeinschaften
ausgegangen worden, die für die Sum-
me von 78 Mill. Euro von 480
MitarbeiterInnen des Jobcenters geför-
dert werden sollten. In Wirklichkeit be-
trägt die Zahl der Bedarfs-
gemeinschaften inzwischen jedoch
35.000, so dass umgerechnet eigentlich
580 MitarbeiterInnen und 94 Mill.
Euro benötigt würden (vor allem in
2006).

Personal fehlt noch immer

Allerdings werden 2005 wahrscheinlich
nicht mal die 78 Mill. Euro ausgegeben
werden können, weil erstens erst 370
Stellen besetzt sind, weil zweitens das
Personal sich „on the job“ gegenseitig
weiterqualifiziert und weil drittens ver-
sucht wird, sich ein Bild von den Er-
werbslosen zu machen, bevor sie in ir-
gendwelche Tätigkeiten vermittelt wer-
den. Letzteres ist ein guter Ansatz, aber
alle Faktoren gemeinsam führen dazu,
dass sich viele von den Trägern bean-

tragte Maßnahmen in der Warte-
schleife befinden. Hinzu kommen in-
terne Probleme wie der erneute Umzug
des Jobcenters, durch den die Arbeits-
abläufe wieder um Wochen zurück ge-
worfen wurden. Weitere Erschwernisse
sind die regelmäßig notwendigen
Folgeanträge, Schnittstellenkoordi-

nation, Minimierung der Berufsbera-
tung, die Ausgabe des BVG-Tickets so-

wie permanent gestellte Anträge von
Neuerwerbslosen. Daher fordern
Bündnis 90/Die Grünen die volle Stel-
lenbesetzung von 580 Mitarbei-
terInnen und die volle Ausfinanzierung
mit 94 Mill. Euro für 2006 - durch wel-
che Bundesregierung auch immer!

Während der
Beirat des
Jobcenters sich
gerade erst kon-
stituiert hat, sind

die Zuverdienstmöglichkeiten ab Ok-
tober 2005 verbessert worden. Dies
zeigt, dass Hartz IV sehr wohl nachge-
bessert werden kann. Nachdem eine be-
zirkliche Studie zu dem Ergebnis kam,
dass es ab 2006 für bis zu einem Drittel
der Hartz IV-betroffenen zu Zwang-
umzügen kommen könnte, da ihre
Mieten oberhalb der aktuellen Grenz-
werte liegen, muss auch an diesem
Punkt nachgebessert werden, sobald ge-
nauere Zahlen vorliegen.

Keine Rückkehr in den
ersten Arbeitsmarkt

Ein grundsätzliches Problem von Hartz
IV wird währenddessen immer offen-
sichtlicher: Das Gerede vom Einglie-
dern in den ersten Arbeitsmarkt ist weit
weg von der Realität. Die kürzlich un-
terzeichnete Positivliste für die „1-
Euro-Jobs“ zeigt nämlich, dass die Tä-
tigkeitsbereiche für diese gesellschaft-
lich erwünschte Arbeit einen zweiten
Arbeitsmarkt darstellen, der auch als
solcher akzeptiert und gefördert werden
muss. Ein großer Fehler ist vor allem
die nur marginale Nutzung der SGB
III-Förderinstrumente für Hartz IV-
Betroffene. Die alte Vorstellung von
Vollbeschäftigung hat sich überholt
und dem damit einhergehenden Risiko
für die Erwerbslosen ist durch eine
armutsfeste Grundsicherung mit indi-
viduellem Rechtsanspruch zu begegnen

(Zu dieser Forderung und den notwen-
digen Nachbesserungen bei Hartz IV
lesen Sie bitte den Artikel zum Appell
der „Berliner Linken Grünen“ auf den
Seiten 1 und 4).

Walter Schmidt

Wir brauchen neue Arbeitsplätze. Wie können sie entstehen? Auf diese Frage brauchen Grüne
eine überzeugende Antwort. Auch wenn die Wähler unsere Kernkompetenzen besonders in Öko-
logie und moderner Gesellschaftspolitik sehen, werden wir im kommenden Wahlkampf  klarma-
chen müssen, dass wir die zentralen Schlüsselfragen zukunftsweisend beantworten. Und  deutlich
machen, dass die Lösung dieser Schlüsselfragen eng verknüpft sind mit moderner Gesellschafts-
politik und dem Übergang in eine nachhaltige Gesellschaft.
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Warum Politikereinkünfte offen gelegt werden sollen

Das heißt nicht, dass Abgeordnete
keine Interessen wahrnehmen dürfen.
Abgeordnete müssen sich sogar für
die Interessen einsetzen, für die sie
gewählt wurden und die sie für be-
rechtigt halten. Aber sie müssen in ih-
rer Mandatswahrnehmung frei blei-
ben, dürfen also nicht bestimmten In-
teressen verpflichtet sein wie etwa ei-
ner finanziellen Abhängigkeit.

Die Unabhängigkeit der Mandatsaus-
übung zu sichern, muss deshalb der
Maßstab aller Verhaltensregeln für
Abgeordnete sein.

Diese Unabhängigkeit des Mandats
wird nicht nur durch das Grundgesetz
gefordert, sondern auch von den
WählerInnen. Dies zeigen z.B. auch
zahlreiche Zuschriften an das Ab-
geordnetenbüro Ströbele, in welchen
– wie von uns auch – mit allem Recht
gefordert wird, dass PolitikerInnen-
einkünfte und etwaige andere
Einflussnahmen offen gelegt, also der
breiten Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht werden müssen. Eine unzuläs-
sige Einflussnahme Dritter aufgrund
einer Tätigkeit neben dem Mandat
muss verhindert werden.

Anderseits kann die Unabhängigkeit
des Abgeordneten dadurch belastet
werden, dass ihm Tätigkeiten neben
dem Mandat generell untersagt oder
erschwert werden. Die Ausübung be-
zahlter Nebentätigkeiten und das
Aufrechterhalten des Berufs muss die
Unabhängigkeit nicht einschränken.
Sondern im Gegenteil: Das Mandat
des Abgeordneten ist ein Mandat auf
Zeit. Ein Abgeordneter, der nach dem
Ablauf der Mandatszeit ohne Beruf
dasteht, ist vom Mandat und von der

nicht verhindert, dass gesetzliche Ver-
haltensregeln für Abgeordnete jemals
eingeführt werden, soll noch in dieser
Legislaturperiode ein Gesetz verab-
schiedet werden. Selbstverständlich
besteht für die Union und ihren Ko-
alitionspartner auch in Zukunft die
Möglichkeit das Gesetz wieder abzu-
schaffen. Dies hat sie bzgl. vieler Ge-
setze, die allein von Rot-Grün ohne
Mitwirkung der anderen Parteien ver-
abschiedet wurden, auch schon ange-
droht. Dennoch ist der Recht-
fertigungsdruck viel höher, wenn ein
solches Gesetz wieder abgeschafft
werden soll.

Das Gesetz soll die Annahme von
nicht gesetzlich vorgesehenen Zu-
wendungen verbieten. So bleibt z.B.
die Annahme von Spenden erlaubt.
Um Probleme von vornherein zu ver-
meiden, sollen nicht nur direkte Zah-
lungen verboten werden, sondern alle
geldwerten Vorteile. Weiterhin be-
stimmen Verhaltensregeln welche
Anzeigepflichten der Abgeordnete in
Zukunft haben soll. Er muss bei-

Partei noch abhängiger als  viele Ab-
geordnete es ohnehin schon sind.
Nebentätigkeiten von Abgeordneten
sollen daher nicht untersagt werden,
damit bleibt die Berufsfreiheit ge-
wahrt und die Verbindung zum Be-
rufsleben wird aufrechterhalten. So
wird am ehesten gewährleistet, dass
Abgeordnete nur ihrem Gewissen und
nicht etwa ihrem Geldbeutel unter-
worfen sind.

Aber für Abgeordnete, die ihren Le-
bensstandard nur mit kontinuierlich
fließenden Nebeneinkünften halten
können, besteht die Gefahr, dass sie
ihre Mandatsausübung bewusst oder
unbewusst dementsprechend ausrich-
ten. Dann werden bezahlte Nebentä-
tigkeiten zu einer wirtschaftlichen
Abhängigkeit.

Abgeordnete haben außer den
WählerInnen niemanden „über sich“,
niemand beaufsichtigt sie. Nur die
Öffentlichkeit entscheidet, ob eine
Nebentätigkeit mit dem Mandat zu
vereinbaren ist. Eine solche Entschei-
dung ist aber nur dann möglich, wenn
alle Nebentätigkeiten öffentlich be-
kannt sind. Es reicht nicht aus zu wis-
sen, welche Zahlungen erfolgen.
Wichtig ist eine auch eine Informati-
on darüber, wer der Auftraggeber ist,
um welche Art der Tätigkeit es sich
handelt und wie hoch die Einkünfte
hieraus sind. Nur durch eine solche
Transparenz ist eine Bewertung über-
haupt möglich. Die Situation lässt
sich mit der Parteispendenthematik
vergleichen. Das Grundgesetz verbie-
tet Parteispenden nicht, obwohl dem
Verfassungsgeber bekannt war, wel-
che Abhängigkeiten aus Spenden ent-
stehen können. Die Verfassung wählt

hier den weg der Offenlegung: Partei-
en müssen über alle Einnahmen öf-
fentlich Rechenschaft ablegen. Dies
ermöglicht eine Bewertung und Kon-
trolle. Dasselbe sollte bezüglich be-
zahlter Nebentätigkeiten von Abge-
ordneten gelten.

Bedenken, FreiberuflerInnen und
UnternehmerInnen könnten bzw.
würden dann nicht mehr kandidie-
ren, sind unbegründet. Rechte Drit-
ter können wirksam dadurch ge-
schützt werden, dass Berufsgeheim-
nisse etwa von MandantInnen,
PatientInnen und Unternehmensteil-
haberInnen nicht verletzt werden.
Um wirtschaftliche Härten für Be-
troffene zu vermeiden und einen wirt-
schaftlichen Wettbewerb nicht zu ge-
fährden, wären auch diesbezüglich
grundsätzlich Befreiungen möglich.
Vielmehr scheinen einige Parlamen-
tarierInnen jetzt schon die Fragen aus
der Bevölkerung und die öffentliche
Diskussion ihrer Nebeneinkünfte zu
fürchten.

Transparenz durch Veröffentlichung
aller Bezüge der Abgeordneten ist in
anderen Demokratien wie der der
USA, der Englands und der Italiens
längst Normalität. Den Parlamenten
dort hat es nicht geschadet. Sie sind
kaum anders zusammengesetzt als in
Deutschland. Der Glaubwürdigkeit
der Politik und der PolitikerInnen hat
es aber genutzt. Auch dem Ansehen
deutscher Parlamente und Parlamen-
tarierInnen würde solche Transpa-
renz gut tun.

Damit ein etwaiger Wahlsieg der
CDU/CSU und Ihres Koalitionspart-
ners bei möglichen Wahlen im Herbst

spielsweise seine zuletzt ausgeübte
Berufstätigkeit angeben. Weiterhin
muss er entgeltliche Tätigkeiten ne-
ben dem Mandat angeben, aber auch
andere Tätigkeiten z.B. als Vorstand
eines Verbandes oder eine leitende
Tätigkeiten in einem Verein oder
Verband. Es soll sogar geregelt wer-
den, wo die Informationen
veröffentlich werden, nicht irgendwo
versteckt sondern im Internet müssen
sie z.B. aufgeführt werden. Nur so
kann  Transparenz geschaffen wer-
den. Offensichtlich ist, dass diese
Klarheit auch den Abgeordneten
selbst zugute kommt, da Miss-
verständnisse ausgeschlossen werden.
Um die Abgeordnetentätigkeit wie-
derum nicht zu behindern, sollen
kleine Beträge von der Anzeigepflicht
ausgenommen werden.

Eine Verflechtung von öffentlichen,
von privaten und von dritten Interes-
sen wird hoffentlich damit von An-
fang an verringert.

Hans Erlenmeyer

Grüne Landesmitgliederversammlung wählt starkes Bundestagsteam

Grün ist die Hoffnung

Dazu gehörte auch die heftige Kritik
besonders an der Senkung der Unter-
nehmensteuer oder der Absenkung
des Spitzensteuersatzes bei der Ein-
kommensteuer. Damit schloss sich
die Mitgliederversammlung weitge-
hend der Erklärung der Berliner Grü-
nen Linken „Für eine neue soziale
und ökologische grüne Politik“ an
(Dokumentation der Erklärung in
dieser Zeitung auf den Seiten 1 und
4). Christian Ströbele betonte in sei-
nem Redebeitrag auch die Notwen-
digkeit eines staatlichen Investitions-
programms für Arbeitsschaffende
Maßnahmen sowie einer Vermögen-
steuer.

Klarer als viele dachten, gingen die
Wahlen zur Berliner grünen Bundes-
tagsliste über die Bühne. Sowohl der
Pankower Werner Schulz als auch
Rudi-Marek Dutschke scheiterten so-

wohl an Platz zwei als auch an vier.
Dagegen konnte sich der ehemalige
Justizsenator und langjährige Berliner
Rechtspolitiker Wolfgang Wieland
klar durchsetzen. Dieses Ergebnis
lässt erkennen, dass sich die inhaltli-
che Kritik auch in der Personalpolitik
widerspiegelte. Die Bundesver-
braucherInnenschutzministerin Re-
nate Künast wurde erneut auf Platz 1
der Liste gewählt und ist somit wieder
Berliner Spitzenkandidatin für die
Bundestagswahl. Die bisherige Frak-
tionsvorsitzende im Berliner Abge-
ordnetenhaus Sibyll Klotz bekam den
dritten Platz und bereichert die Liste
besonders mit ihren Kompetenzen in

der Wirtschafts- und Sozialpolitik.
Der Kreuzberger Migrations- und
Bildungspolitiker und Mitglied im
Abgeordnetenhaus Özcan Mutlu
wurde auf den vierten Platz gewählt.

Auf den folgenden Plätzen folgten die
stadtentwicklungs- und verkehrs-
poli t ische Sprecherin der Abge-
ordnetenhaus-Fraktion Claudia
Hämmerling, der Sprecher der Grü-
nen Jugend Berlin Stefan Ziller, die
wissenschafts-, wirtschafts- und
europapolitische Sprecherin der AH-
Fraktion Lisa Paus und die Umwelt-
politikerin Astrid Schneider. Damit
wurde ein starkes grünes, kritisches
Team aufgestellt (nicht zu vergessen:
Christian Ströbele ist als Direktkan-
didat dabei!), das uns Grüne stark
motiviert, für eine ökologische, sozial
gerechte, friedliche und emanzipato-
rische Politik zu kämpfen.

Am Sonntag zeigte sich auch, dass die
innerparteiliche Demokratie bei den
Berliner Bündnisgrünen sehr gut
klappt. Denn es erschienen in der
Urania nicht nur die 514 benötigten
Mitgl ieder (15% der Berl iner
Bündnisgrünen Mitglieder sind not-
wendig, damit diese beschlussfähig
ist, ansonsten gibt es eine Landes-
delegiertenkonferenz), sondern zeit-
weise waren sogar über 800 bündnis-
grüne Menschen gekommen, um sich
an den Abstimmungen und der
Wahlkampfauftaktveranstaltung zu
beteiligen.

Der Landesvorstand von Bündnis 90/
Die Grünen rechnet damit, dass die
„Berliner Bündnisgrünen wieder 4
Berl iner Bundestagsmandate für
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN holen
(werden) – darunter eines für Christi-
an Ströbele, das er sich im Wahlkreis
84 direkt erkämpfen wird“.

Katrin Schmidberger
ist Wahlkreismitarbeiterin von

Christian Ströbele

Gemäß Art. 38 Absatz 1 Satz 2 GG sind Bundestagsabgeordnete Vertreter des ganzen Volkes, an
Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.

Gläserne Abgeordnete

Bereits bei der aktuellen Aussprache zu Beginn der Landesmitgliederversammlung von Bündnis
90/Die Grünen, die dominiert war von der Sozial- und Wirtschaftspolitik, konnte man ein klares
Signal der Basis erkennen: ein Wechsel in manchen Bereichen grüner Politik ist notwendig,
Nachbesserungen bei Hartz IV müssen passieren, aber auch eine radikale selbstkritische Aufarbei-
tung der rot-grünen Koalitionsarbeit wurde gefordert.

Wolfgang Wieland ist "männlicher Spit-
zenkandidat" auf Listenplatz zwei der
Berliner Grünen        Foto: Hans Panhoff

Die Arbeitsmarkt- und Frauenpolitikerin
Sibyll Klotz kandidiert auf Listenplatz 3

Foto: Hans Panhoff

Der Kreuzberger Özcan Mutlu (MdA)
kandidiert auf Listenplatz 4 der Berliner
Grünen für den Bundestag.

Foto: Archiv

Nicht der Sohn von Rudi Dutschke - und
trotzdem im jungen Alter aktiv: Der
Landessprecher der Grünen Jugend Berlin
Stefan Ziller wurde auf den Listenplatz 6
der Berliner Grünen für die Bundestags-
wahl nominiert.    Foto: Hans Erlenmeyer

Grüne Spitzenkandidatin in Berlin:
Renate Künast, Verbraucherschutzministerin

Foto: Hans Panhoff

Christian Ströbele als Kundgebungsredner bei einer Demonstration gegen die Hauptver-
sammlung der Berliner Bankgesellschaft im ICC Foto: Hans Erlenmeyer

Reminiszenzen an den Wahlkampf 1998
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Bündnis 90 /Die Grünen
Friedrichshain-Kreuzberg

Am 5. und 19. Juli, am 2. und 16.
August 2005 trifft sich die Bezirks-
gruppe von Bündnis 90/Die Grünen
Friedrichshain-Kreuzberg um 19.30
Uhr im Famil iengarten in der
Oranienstraße 34/35. Themen (Wahl-
kampf, Wahlkampf, Wahlkampf!) kön-
nen unter Tel.: 6143146 oder email:
frieke@gruene-berlin.de
oder auf der Webseite www.frieke.de
erfragt werden.

Grüne Jugend
Friedrichshain-Kreuzberg

Dirschauer Straße 13
10245 Berlin (Friedrichshain)

web: www.gruene-jugend-berlin.de
fon:

667 630 00
fax:

293 508 75

BVV Friedrichshain-Kreuzberg
Yorckstraße 4-11, 10965 Berlin
Tel. 90298-2590,
Fax. 90298-2930

Bürozeiten: Di & Do 13-16 Uhr

Email:
bvv-gruene-frk@berlinwebmail.de

Fraktionsassistent:
Rolf Kohnen

Fraktionsvorstand:
Bernadette Kern, Karin Vogel,

Gerhard Bunge

FraktionsBüro Grünes Büro
Bündnis 90/Die Grünen Bündnis 90/Die Grünen

Friedrichshain-Kreuzberg
Dresdener Straße 10, 10999 Berlin
Tel. 614 31 46 Fax. 614 31 42

  email:   frieke@gruene-berlin.de
www.frieke.de

Bezirksassistentin: Anja Kofbinger

Geschäftsführender Ausschuß:
Dirk Behrednt, Monika Herrmann,
Kristine Jaath, Dietmar Lingemann,

Hans Panhoff, Britta Sutorius

Die ehemaligen BewohnerInnen der Yorck59 haben das Bethanien besetzt –
und wollen erst einmal bleiben

New Yorck, New Yorck

Kurz vor Räumung waren die Ver-
handlungen mit dem rot-roten Senat,
dem Bezirk und dem Liegenschafts-
fond gescheitert. Seit Monaten hatten
sich die BewohnerInnen und Projekte
der Yorck59 seit Monaten für eine
politische Lösung engagiert, doch erst
drei Tage vor der Räumung unter-
breitete die Politik ein Angebot. Der
„Vertrag“, dessen Unterzeichnung
von den BewohnerInnen ultimativ
verlangt wurde, räumte zwar eine Op-
tion für drei Ersatzobjekte ein, sparte
aber alle entscheidenden Punkte aus.
So gab es keinerlei Angabe über die
Finanzierung bzw. den Kauf  oder die
Sanierungskosten der einzelnen Ob-
jekte. Die Yorck59 sollte die „Katze
im Sack zu kaufen“. Der Bitte der
BewohnerInnen, die Räumung um
vier bis sechs Wochen zu verschieben,
um ihnen die erforderliche Prüfung
und Konkretisierung des Angebots zu
ermöglichen, wurde vom Innensena-
tor nicht entsprochen. Der rot-rote
Senat zog  damit die Eskalation einer
realistischen Chance auf eine politi-
sche Lösung vor.

Aus grüner Sicht gilt es nun, die
Chance auf eine einvernehmliche Lö-
sung nicht ein zweites Mal leichtfertig
zu verspielen. Durch die Duldung im
Bethanien ist die erforderliche Zeit
gewonnen, um sich über ein Ersatz-
objekt einschließlich aller notwendi-
gen Detailfragen zu verständigen. Die
Yorck59 hat ihre Bereitschaft dazu er-
klärt. Jetzt müssen der rot-rote Senat
und die Bezirksbürgermeisterin unter
Beweis stellen, dass ihr politischer
Wille diesmal für eine Verhandlungs-
lösung ausreicht – und zwar gegebe-
nenfalls auch nach den geplanten
Bundestagswahlen. Die Grünen ha-
ben bereits angekündigt, im Rahmen
der Gespräche auch einen langfristi-
gen Verbleib der Yorck59 im Seiten-
flügel des Bethanien prüfen zu wol-
len. Dies wäre nicht nur eine sinnvol-
le Alternative zur drohenden Privati-
sierung des Objekts, sondern ent-
spricht auch Forderungen aus dem
Umfeld des Künstlerhauses, die für
ein soziokulturelles Stadtteilzentrum
plädieren. Ein Projekt „New Yorck“
im Bethanien käme da gerade recht.

Daniel Wesener, Wahlkreismitarbeiter
von Christian Ströbele

Anläßlich einer Tagung des Weltfriedensdienstes e.V. im Sommer 2004 besuchte eine
Delegation des südafrikanischen ANC und UMAC auf Einladung von Christian
Ströbele den Bundestag.

Besucher sind im Deutschen Bundestag immerBesucher sind im Deutschen Bundestag immerBesucher sind im Deutschen Bundestag immerBesucher sind im Deutschen Bundestag immerBesucher sind im Deutschen Bundestag immer
willkommen - aus nah und fern!willkommen - aus nah und fern!willkommen - aus nah und fern!willkommen - aus nah und fern!willkommen - aus nah und fern!

Am 11. Juni hieß es dann – nicht zum
ersten Mal in der Geschichte Kreuz-
bergs – „das Bethanien ist besetzt!“.
Ehemalige BewohnerInnen der
Yorck59 hatten sich in einem unbe-
wohnten Flügel des Künstlerhauses
einquartiert. Ihre Forderung lautete,
Verhandlungen über die Zukunft des
Hausprojekts an diesem oder einem
anderen geeigneten Standort aufzu-
nehmen. Zunächst vergeblich: In ei-
ner Sitzung des Bezirksamts
Friedrichshain-Kreuzberg wurde mit
den Stimmen von SPD und PDS –
gegen das Votum des grünen Bau-
stadtrats – beschlossen, dass das Pro-
jekt Yorck59 das Bethanien späte-
stens am 15. Juni zu verlassen habe.
Wieder drohte die gewaltsame Räu-
mung. Erst ein kurzfristig anberaum-

tes Gespräch zwischen SPD, PDS und
Grünen brachte die Wende. Rot-rot
gab dem Drängen auf Verhandlungen
nach und willigte in den vorüberge-
henden Verbleib des Hausprojekts im
Bethanien ein.

Bestandteile dieses Kurswechsels müs-
sen sein:

·   Eine armutsfeste soziale Grund-
sicherung anstelle ALG II und Sozial-
hilfe

·   Sofortmaßnahmen bei Hartz als erste
Schritte in diese Richtung sollten sein:
-  Erhöhung der Bezugssätze
-  Änderung der Zumutbarkeitsrege-
lung und Erhöhung der Zuverdienst
möglichkeiten
-  Individualisierung der Bezugsberech-
tigung, Aufhebung der Bedarfs-
gemeinschaften und die Anrechnung
der Partnereinkommen unter sozialen
Kriterien
-  Deutliche Verbesserung bei der Al-
terssicherung
-  eine differenzierte Lösung für Lang-
zeitarbeitslose unter Berücksichtigung
der Dauer der Beitragszahlung

·   Eine solidarische Bürgerversiche-
rung, die bei Anhebung der Beitragsbe-
messungsgrenze BeamtInnen, Politi-
kerInnen und Selbstständige ebenso in
das solidarische Versicherungssystem
einbezieht wie Einkünfte, die nicht aus
Erwerbsarbeit stammen.

·   Eine umfassende Initiative für mehr
Beschäftigung und mehr Binnennach-
frage durch eine abgestimmte Politik
für Gesundheit, Bildung, Wissenschaft,
Forschung, Kultur und ökologischen
Dienstleistungen mit
-  einem Anschubprogramm in zwei-
stelliger Milliardenhöhe
-  mit einer Verzahnung zu den Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik
-  mit neuen Finanzierungs-
instrumenten, die in diesen Bereichen
greifen.

·   Eine gerechte höhere Besteuerung
von Vermögen, Erbschaften und Kapi-
talerträgen und der Verzicht auf weitere
Steuergeschenke im Rahmen der
Körperschaftssteuerreform. Für die Fi-
nanzierung der genannten Maßnah-
men müssen auch steuerliche Vergün-
stigungen wie das Ehegattensplitting
und andere Subventionen endlich abge-
schafft werden.

·   Eine Schul- und Bildungspolitik, die
Chancengerechtigkeit durch individu-
elle Förderung für alle als unserer wich-
tigsten Zukunftsressource schafft. Der
Zugang zur Hochschule darf  weder
durch unzureichende Studienplätzen
noch durch finanzielle Barrieren einge-
schränkt werden.

·   Ein gesetzlicher, armutsfester Min-
destlohn.

·   Eine Arbeitsmarktpolitik, die der
wachsenden Produktivität Rechnung

trägt durch gerechte Umverteilung von
Arbeit, Arbeitszeitverkürzung, Abbau
von Überstunden und eine Neu-
bestimmung des Verhältnisses von
Erwerbsarbeit zu anderen Formen ge-
sellschaftlich wertvoller Arbeit.

·   Eine Initiative für einen europäi-
schen Sozialpakt, der dem derzeitigen
Wettbewerb um die niedrigsten Steu-
ern, Löhne und Sozialstandards Gren-
zen setzt.

Auf dieser Grundlage werden wir
Grüne im Bundestagswahlkampf
selbstbewusst für eine ökologische
und gesellschaftliche Erneuerung der
Politik und für eine andere Arbeits-
und Sozialpolitik werben. Dabei wer-
den wir uns deutlich abgrenzen von
einer SPD, die sich die Misserfolge
der Wirtschafts- und Finanzpolitik
und der Hartz-Reformen nicht einge-
stehen wil l ,  und an deren
Strukturkonservatismus viele grüne
Reformanliegen gescheitert sind.

Wir halten zukunftsorientierte linke
Politik in Deutschland für mehrheits-
fähig. Wir wollen das linke gesell-
schaftliche Spektrum auch nicht einer
Wahlalternative überlassen, die nur
auf  aktuellen Protest setzt und keine
tragfähigen Konzepte für den not-
wendigen gesellschaftlichen Umbau
vorweist.

Zugleich wenden wir uns offensiv ge-
gen die Politik von CDU und FDP,
die den umwelt- und gesellschaftspo-
litischen Rollback in die 70er Jahre
propagiert und in Richtung radikale
Marktwirtschaft ohne soziale Attribu-
te steuert. Eine derart rückwärts ge-
wandte Politik wird Deutschland um
Jahre zurückwerfen.

Im bevorstehenden Bundestagswahl-
kampf werden wir auf dieser Grund-
lage für eigenständige zukunftsfähige
grüne Positionen kämpfen.

Wir brauchen eine starke soziale und
ökologische Kraft. Dafür treten wir
ein!

Berlin, den 11.6.2005
Berliner Linkentreffen

Berliner Grüne Linke für eine neue
soziale und ökologische grüne Politik

Fortsetzung von der ersten Seite

Plakatentwurf desDirektwahlkampfes2002

Der nebenstehende
Plakatentwurf des

letzten Bundestags-
wahlkampfes wurde
nicht gedruckt. Die
Empfehlungen sind

aber Realität gewor-
den: Ströbele erzielte
das Direktmandat im

Wahlkreis 84
- und Stoiber blieb in

München.
Wiederholung

erwünscht - auch zur
Verhinderung des

Merkel-Einzuges
ins Kanzleramt!

Am Morgen des 6. Juni schien alles vorbei. Ein Polizei-Großaufgebot hatte in einem mehrstündi-
gen Einsatz die Räumung der Yorckstraße 59 durchgesetzt. Dabei kam es zu hässlichen Szenen, so
als BewohnerInnen gezwungen wurden, vor Polizisten niederzuknien. Das seit 17 Jahren beste-
hende, selbst organisierte Hausprojekt stand damit vor dem Aus, etwa 60 Personen – darunter 11
Kinder – und Projekte wie die Antirassistische Initiative fanden sich auf der Straße wieder.

Wer beim Wahlkampf mithel-
fen möchte oder andere Fra-
gen hat, kann sich an die
Wahlkreisbüros von Christian
Ströbele wenden:
www.stroebele-online.de
Email:
hans-christian.stroebele@wk.bundestag.de

Dresdener Straße 10
10999 Berlin-Kreuzberg
Tel.: 030/ 61656961
Fax: 030/ 39906084
Dirschauer Str. 13
10245 Berlin-Friedrichshain
Tel. 030/ 29772895
Fax 030/ 39906084

Räumung der Yorck59  am 6. Juni
Foto: Dietmar Lingemann

Foto: Christian Könnecke

Foto: UnterstützerInnen im Internet

InfInfInfInfInfos:    wwwos:    wwwos:    wwwos:    wwwos:    www .yorck59.net.yorck59.net.yorck59.net.yorck59.net.yorck59.net
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